
Uber den Abschluß von Vertreterverträgen (S. 534) ln die 
Sammlung aufzunehmen. Es 1st kaum anzunehmen, daß 
Schaum diese Verträge zu den Arbeitsverträgen zählt.

Daß die Textsammlung sich nicht auf die arbeitsrechtlichen 
Bestimmungen beschränkt, kommt auch deutlich im Abschnitt II 
zum Ausdruck. Hier sind auch Bestimmungen über das Fern­
studium, über die Zahlung von Stipendien, über Berufsschul­
wesen usw. enthalten. Die Frage, inwieweit die Normen über 
die Berufsausbildung und Qualifizierung zum Arbeitsrecht ge­
hören, kann nur im Zusammenhang mit dem Grundproblem, 
welche gesellschaftlichen Verhältnisse als Gegenstand des Ar­
beitsrechts betrachtet werden können, gelöst werden. Soviel ist 
aber klar, daß die gesellschaftlichen Verhältnisse, die im Zuge 
der Ausbildung und Qualifizierung bestehen, nur dann zum 
Gegenstand des Arbeitsrechts gerechnet werden können, wenn 
sie unmittelbar mit den gesellschaftlichen Arbeitsverhältnissen 
verbunden sind. Deswegen gehören nur die Normen zum Ar- 
beltsrecht, die sich auf die betriebliche Ausbildung und Quali­
fizierung beziehen, z. B. die den Inhalt der Berufsausbildungs­
verhältnisse als einer besonderen Form der Arbeitsrechtsver­
hältnisse bilden. Soweit aber einzelne Verordnungen wesent­
liche arbeitsrechtliche Bestimmungen enthalten, sind sie nicht 
ln Zusammenhang mit den entsprechenden anderen Bestim­
mungen gebracht worden. So ist z. B. kein Zusammenhang 
zwischen § 2 der VO über die Zahlung von Stipendien für 
Hörer an der Deutschen Verwaltungs-Akademie „Walter 
Ulbricht“ (S. 206) und der Anordnung über die Freistellung 
zu Schulungs- und Ausbildungszwecken (S. 279) hergestellt 
worden, obwohl die erstgenannte Bestimmung die Anordnung 
ergänzt.

Schließlich sei noch auf die Vorschriften über die Schwer­
beschädigten hingewiesen (S. 164 ff.). Auch hier hätte sich 
Schaum darauf beschränken müssen, nur diejenigen Bestim­
mungen in die Textsammlung aufzunehmen, die besondere 
arbeitsrechtliche Normen enthalten ooer abweichend von den 
allgemeinen arbeitsrechtlichen Bestimmungen die Verhältnisse 
der Schwerbeschädigten besonders regeln. Die Bestimmungen 
über die Schwerbeschädigten-Ausweise (S. 167 ff.) und die 
Eintrittspreisermäßigungen (S. 173 fl.) gehören nicht zum Ar­
beitsrecht.

Eine Folgeerscheinung der Aufnahme überflüssiger, nicht 
zum Arbeitsrecht gehöriger Bestimmungen in die vorliegende 
Textsammlung ist im übrigen die beträchtliche Höhe des 
Preises, die kaum dazu beitragen kann, daß das Buch breiten 
Kreisen der Werktätigen zugänglich gemacht wird.

Wesentliche Mängel liegen auch in der Systematik der Text­
sammlung. Sie entspricht nicht den neuen Erkenntnissen der 
demokratischen Arbeitsrechtswissenschaft, die aus der Aus­
wertung der Erfahrungen der sowjetischen Arbeitsrechtswis­
senschaft, wie sie uns vor allem das Lehrbuch des sowjetischen 
Arbeitsrechts vermittelt, gewonnen wurden. Im Mittelpunkt der 
Sammlung stehen nicht die Hauptkomplexe des Arbeitsrechts, die 
den Inhalt der Arbeitsrechtsverhältnisse bestimmen, wie z. B. die 
Bestimmungen über Arbeitszeit, Recht auf Freizeit und Erho­
lung, Entlohnung und Arbeitsschutz. Vielmehr sind diese Kom­
plexe nur teilweise im Abschnitt VII (Arbeitsverhältnis) auf­
genommen. Deutlich sichtbar wird der Fehler in der Systematik 
bei der Gegenüberstellung von Abschnitt VII und Abschnitt 
Vm (Arbeitsschutzrecht). Hier wird zunächst der in unserer 
Arbeitsrechtswissenschaft nicht mehr gebräuchliche Begriff 
„Arbeitsschutzrecht“ geradezu den Normen über das „Arbeits­
verhältnis“ gegenübergestellt. In Wahrheit gehören die Normen 
über das Recht auf Schutz der Arbeitskraft zum Inhalt des 
Arbeitsrechtsverhältnisses. Ihre Zusammenfassung unter dem 
Begriff „Arbeitsschutzrecht“ beruht auf der alten bürgerlichen 
Auffassung vom „Arbeitsschutzrecht“ als einem Teil des „öf­
fentlichen Arbeitsrechts und seiner Gegenüberstellung zum 
„Arbeitsvertragsrecht". Dieser Fehler wird noch dadurch unter­
strichen, daß die Bestimmungen über die Arbeitszeit in den 
Abschnitt Vin aufgenornmen werden. In der gleichen Linie 
liegt die vollkommen unberechtigte Aufnahme der Bestim­
mungen über die „Sozialfürsorge“ (Abschnitt XI). Bekanntlich 
hat die bürgerliche Lehre aus bestimmten Klasseninteressen 
vor 1945 und heute verstärkt in Westdeutschland das Arbeits­
recht zusammen mit ihm völlig fremden Materien zu einem 
„Arbeits- und Sozialrecht“ zusammengefaßt. Daß das „Sozial­
fürsorgerecht" nicht zum Arbeitsrecht gehört, ist heute voll­
kommen geklärt. Die Aufnahme der verschiedenen Bestim­
mungen über die Schwerbeschädigten, die mit dem Arbeitsrecht 
nichts zu tun haben, scheint auf den gleichen Fehlern zu be­
ruhen.

Schließlich sind auch die einzelnen Abschnitte ln sich nicht 
sachgemäß gegliedert. So enthält z. B. der Abschnitt I unter 
der Überschrift „Arbeitsrechtliche Bestimmungen der Grund­
gesetze und Verordnungen“ Pegeln, die nicht zu den grundle­
genden Normen des Arbeitsrechts gezählt werden können. Rich­
tig ist die Aufnahme der Bestimmungen der Verfassung, des 
Gesetzes der Arbeit, sowie der arbeitsrechtlichen Bestimmungen 
des Gesetzes über die Teilnahme der Jugend beim Aufbau 
der Deutschen Demokratischen Republik (S. 51) und des Ge­
setzes über den Mutter- und Kinderschutz. Nicht zu begründen 
1st jedoch die Aufnahme der VO über die Rechte und Pflichten 
der Meister und der entsprechenden Durchführungsbestimmun­
gen (S. 113 ff.) sowie vor allem der „Bekanntmachung über die 
Anwendung der arbeitsrechtlichen Gesetze für die in kirch­
lichen Einrichtungen beschäftigten Arbeiter und Angestellten" 
(S. 125 ff.) ln den ersten Abschnitt.

Die gleichen Mängel in der Gliederung der einzelnen Ab­
schnitte in sich bestehen beispielsweise auch im Abschnitt III 
(Bestimmungen über Maßnahmen zur Verbesserung der materi­
ellen und kulturellen Lage der Arbeiter und Angestellten und 
der Intelligenz). Hier werden erst die entsprechenden Bestim­

mungen des Gesetzes der Arbeit abgedruckt, dann spezielle 
Regelungen über die Schwerbeschädigten aufgenommen und 
erst im weiteren Text sind die grundlegenden Verordnungen 
über die Erhaltung und Entwicklung der deutschen Wissen­
schaft und Kultur (S. 323) und die VO über den Abschluß 
von Einzelverträgen (S. 388) aufgenommen. Noch klarer kommt 
das bei den Bestimmungen über die „Lohngestaltung“ (Ab­
schnitt VII C) zum Ausdruck. Nachdem einleitend die VO über 
die Verbesserung der Entlohnung der Arbeiter und Angestell­
ten von 1950 abgedruckt wird (S. 552), folgen dann spezielle Re­
gelungen für einzelne Gruppen von Werktätigen. Dagegen 
sind die bedeutsamsten Verordnungen, wie die VO über die 
Erhöhung des Arbeitslohnes für qualifizierte Arbeiter in den 
wichtigsten Industriezweigen vom 28. Juni 1952 und die VO über 
die Erhöhung der Gehälter für Wissenschaftler, Ingenieure und 
Techniker, erst im weiteren Text enthalten (S. 639 und 646). 
Diese Schwächen sind das Ergebnis des Versuchs, die Bestim­
mungen chronologisch anzuordnen.

Es gibt aber noch weitere Unklarheiten in der Systematik. So 
wird z. B. die Dienstanweisung für die stellvertretenden Schul­
leiter an Betriebsberufsschulen und kommunalen Berufsschulen 
auf S. 264 abgedruckt, obwohl sie mit der Verordnung zur 
Verbesserung der Ausbildung qualifizierter Industriearbeiter in 
den Berufsschulen und Betriebsberufsschulen zusammenhängt 
(S. 183). Die Verordnung zur Änderung der Durchführungsver­
ordnung zu den Vorschriften über Berufskrankheiten (S. 873) 
ist im Abschnitt „Arbeitsschutz“ veröffentlicht, gehört jedoch 
systematisch zur Sozialversicherung.

Zusammenfassend kann gesagt werden, daß die vorliegende 
Textsammlung geeignet ist, der Praxis und der Wissenschaft 
zu helfen. Jedoch wird der Wert der Sammlung durch die 
behandelten Fehler und Mängel beeinträchtigt.

Rudolf S c h n e i d e r
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